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Ungeachtet der weltweiten Verbreitung der IFrS haben in vielen Ländern 
nationale rechnungslegungsnormen weiterhin gültigkeit. Voran in Deutschland 
und Frankreich haben sich duale rechnungslegungsregime entwickelt: Die 
IFrS gelten für die Konzernabschlüsse kapitalmarktorientierter Unternehmen 
und die nationalen Vorschriften für einzelabschlüsse. Die arbeit erklärt und 
bewertet diese entwicklung. Zunächst wird dazu die institutionelle einbettung 
der rechnungslegung beschrieben, um anschließend mittels einer dyna-
mischen Untersuchung von rechts- und Finanzsystemen zu klären, inwieweit 
sich das Umfeld der rechnungslegung seit den 1970er Jahren verändert hat. 
auf Basis der gewonnen erkenntnisse kann die heutige Konfiguration von 
rechnungslegungsregimen erklärt werden.
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Meinen Eltern 

 
  



„At a conceptual level, supporting convergence is easy. An accounting 

treatment that transparently reflects the economics of a transaction to 

readers of financial statements in the U.K., will also do so for readers 

in France, Japan, the U.S. or most any other country. […] Disclosures 

relevant to investors in Italy, Greece, or the Middle East, are likely to 

be just as useful to investors in the U.S. and elsewhere. Having high-

quality standards for accounting, auditing, and disclosure benefits in-

vestors and reduces the cost of accessing the capital markets around 

the world. In short, convergence is good business and good for inves-

tors.“ 

Donald T. Nicolaisen, ehemaliger Chief Accountant der U.S. SEC, 2004 

 

 

 

„die beabsichtigte Harmonisierung [würde] weder zu einer gerechten 

Gleichbehandlung noch zu den gewünschten Vorteilen für die Nutzer oder 

zu einer hohen Qualität der Rechnungslegung führen […]. Dass eine Har-

monisierung inhaltlich de facto kaum möglich ist, zeigt sich sowohl bei Be-

trachtung der Unternehmensperspektive als auch aus dem Blickwinkel un-

terschiedlicher Rechtstraditionen und Enforcementkulturen. Vielmehr sorgt 

die vorschnelle Vereinheitlichung von Rechnungslegungsregeln dafür, dass 

aus dem Blickwinkel der Bedarfsgerechtigkeit betrachtet jeweils Teile der 

Unternehmen, Rechtstraditionen und Enforcementkulturen begünstigt, an-

dere Teile hingegen massiv diskriminiert werden.“ 

Prof. Dr. Schildbach (mit Markus Grottke), Universität Passau, 2011: S. 949 f.  
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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 
Das externe Rechnungswesen ist von großer Bedeutung für die gesamtwirt-
schaftliche Stabilität und Wohlfahrt von Ökonomien. Die auf Basis des Rech-
nungswesens erstellten Finanzberichte von Unternehmen verringern die Infor-
mationsasymmetrien zwischen Rechnungslegern und Rechnungslegungsadressa-
ten und sind dadurch eine wesentliche Voraussetzung für effiziente Vertragsab-
schlüsse. Sie stellen eine wichtige Quelle für die Informationsversorgung insbe-
sondere solcher Akteure dar, für die keine institutionalisierten Zugangsmöglich-
keiten zu Unternehmensinformationen bestehen. Neben der in die Zukunft ge-
richteten Informationsfunktion erfüllt die Rechnungslegung auch eine in die 
Vergangenheit gerichtete Rechenschafts- und Kontrollfunktion. Die Arbeit des 
Managements soll mit Hilfe der Finanzberichterstattung von Investoren, Gläubi-
gern und Arbeitnehmern überprüfbar sein und die Interessen dieser Rechnungs-
legungsadressaten schützen. Durch Informations-, Rechenschafts- und Kontroll-
funktion trägt Rechnungslegung wesentlich zum Abbau von Koordinationskon-
flikten und zur Beseitigung von Störungspotentialen bei (Scott, 2009: 462 ff.). 
Rechnungslegung spielt daher eine wichtige Rolle bei der Steigerung der ge-
samtgesellschaftlichen Wohlfahrt, und Nationalstaaten greifen häufig regulie-
rend in die Rechnungslegung ein. 

Historisch haben sich in den Ländern der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zwei unterschiedliche Regulie-
rungsmodelle entwickelt: Staatlich dominierten Rechnungslegungsregimen1, die 
kodifizierte Normen für Standardverträge zur Verfügung stellen, stehen Regime 
gegenüber, in denen der Staat lediglich den Rahmen für die Regulierung setzt 
und stärker auf die allokative Funktion des Marktes vertraut (Werner und 
Zimmermann, 2008: 280). Zu der ersten Gruppe gehören traditionell die konti-
nental-europäischen Länder, in denen der Staat konservative Ansatz- und Be-

                                                 

1 Schneider (1997: 4) verwendet in ähnlichem Kontext den Begriff Rechnungswesenver-
fassung. Zudem wird in der Literatur häufig von Rechnungslegungssystemen gespro-
chen (Nobes, 1998; Coenenberg und Straub, 2008). Dieser Begriff bezieht sich meist 
auf ein bestimmtes Standardset, zum Beispiel die International Financial Reporting 
Standards (IFRS) oder die Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuchs (HGB). Der 
Begriff Rechnungslegungsregime ist weiter gefasst. Er beinhaltet alle die Rechnungsle-
gung betreffenden Elemente sowie deren charakteristische Eigenschaften innerhalb ei-
nes Landes oder einer Gruppe von Ländern. Vgl. zur genaueren Definition Kapitel 2.1 
dieser Arbeit, vgl. auch Werner und Zimmermann (2009: 86 ff.). 
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wertungsvorschriften, die auf den Gläubigerschutz ausgerichtet sind, entwickelt. 
Die zweite Gruppe bilden die angelsächsischen Länder, in denen berufsständi-
sche Akteure die Standardsetzung übernehmen und das Hauptaugenmerk der 
Rechnungslegung auf der Bereitstellung entscheidungsnützlicher Informationen 
zur Steigerung der Kapitalmarkteffizienz liegt.  

Die unterschiedlichen Rechnungslegungsregime sind nicht zufällig entstan-
den, sondern von ihrem institutionellen Umfeld geprägt. Die vergleichende 
Rechnungslegungsforschung hat insbesondere den Typ des Rechtssystems, Ci-
vil- vs. Common-Law, und die Ausgestaltung der Finanzsysteme, bankbasierte 
vs. kapitalmarktorientierte Ökonomien, als zentrale Kontextfaktoren für die Un-
terschiede in der Rechnungslegung identifiziert (Nobes, 1998: 166 ff.; Leuz und 
Wüstemann, 2004: 450 ff.; Werner und Zimmermann, 2009: 96). Je nach Aus-
gestaltung des Rechts- und Finanzsystems bestehen dominierende Koordinati-
onskonflikte zwischen Rechnungslegern und Rechnungslegungsadressaten in 
den Ländern. Durch Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht ergeben sich im Län-
dervergleich zum Beispiel unterschiedliche Schutzmechanismen für Investoren, 
an die die Rechnungslegung angepasst wurde. Aus der dominierenden Finanzie-
rungsform von Unternehmen in einer Ökonomie folgt, ob Eigenkapitalgeber 
oder Gläubiger die relevanten Adressaten der Rechnungslegung sind. Die Kon-
figuration von Rechnungslegungsregimen war über lange Zeit stabil (Leuz, 
1996; Volmer et al., 2007).  

Durch äußere Einflüsse, wie die wirtschaftliche Globalisierung, die supra-
nationale Europäisierung oder große Unternehmenskrisen, unterliegt die Umwelt 
der Rechnungslegung jedoch spätestens seit den 1980er Jahren stärkeren Verän-
derungsprozessen (Zimmermann et al., 2008). Unternehmen sind vermehrt in-
ternational tätig, die Kapitalmärkte traditionell bankbasierter Ökonomien wach-
sen, global integrierte Kapitalmärkte sind entstanden. Im Zuge der Europäisie-
rung wurde der Versuch unternommen Gesellschaftsrechte anzugleichen und im 
Nachgang von Unternehmens- und Finanzkrisen das Kapitalmarktrecht gestärkt. 
Wenn Rechnungslegung tatsächlich durch seine institutionelle Umwelt geprägt 
ist, wären Anpassungsprozesse daher die logische Konsequenz.  

In der Tat sind im Bereich der Konzernrechnungslegung kapitalmarktorien-
tierter Unternehmen bedeutende Veränderungen zu beobachten. Seit Ende der 
1990er Jahre entwickelten sich einheitliche, informationsorientierte Rechnungs-
legungsstandards. Entwickelt von Experten aus Wissenschaft und Praxis, ver-
sprachen sie, die Anforderungen an die Rechnungslegung in einer globalisierten 
Unternehmenswelt am besten zu erfüllen. Der deutsche Gesetzgeber ermöglichte 
kapitalmarktorientierten Unternehmen 1998 mit dem Kapitalaufnahmeerleichte-
rungsgesetz (KapAEG) die Erstellung von befreienden Konzernabschlüssen auf 
Basis internationaler Rechnungslegungsstandards. Im selben Jahr beschloss auch 
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Frankreich, dass internationale Standards, nach Übersetzung ins Französische 
durch das Comité de la Réglementation Comptable (CRC), mit befreiender Wir-
kung angewendet werden konnten.2 Im Jahr 2002 verabschiedete die EU die so-
genannte IAS-Verordnung (EG Verordnung Nr. 1606/2002), die alle kapital-
marktorientierten Unternehmen in der EU mit Wirkung zum 01.01.2005 ver-
pflichtete, Konzernabschlüsse auf Basis der IFRS zu erstellen. Auch Länder au-
ßerhalb Europas, zum Beispiel Kanada und Südafrika, haben die IFRS mittler-
weile übernommen. Durch diese Entwicklung haben sich die Nationalstaaten 
mehrheitlich aus der Regulierung der Konzernrechnungslegung für kapital-
marktorientierte Unternehmen zurückgezogen. Die IFRS sind heute das weltweit 
dominierende Rechnungslegungsset und der Harmonisierungsprozess der Kon-
zernberichterstattung kann als nahezu abgeschlossen angesehen werden. Neben 
den 30 Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) sind die IFRS in 62 
weiteren Ländern für kapitalmarktorientierte Unternehmen verpflichtend anzu-
wenden, in fünf Ländern sind sie für bestimmte Unternehmen, meist für Finanz-
institute, verpflichtend und 25 weitere Länder gestatten die Anwendung der 
IFRS.3  

Im Bereich der Rechnungslegungsvorschriften für private Unternehmen4 ist 
die Entwicklung in den OECD-Ländern hingegen nicht einheitlich, und bisher 
ist keine Konvergenz feststellbar. Vor allem in den kontinentaleuropäischen 
Staaten gelten noch immer die nationalen Vorschriften für Einzelabschlüsse. 
Vielerorts dürfen Einzelabschlüsse auf Basis der IFRS lediglich zu Informati-
onszwecken erstellt werden. In Frankreich ist sogar das nicht gestattet. Auch die 
im Juli 2009 vom IASB verabschiedeten IFRS für Small and Medium-Sized En-
tities (SMEs) finden in den kontinentaleuropäischen Ländern keine Anwendung. 
Reformen nationaler Gesetze, zum Beispiel das Bilanzrechtsmodernisierungsge-
setz (BilMoG) in Deutschland von 2009, haben in einigen Ländern zu einer 
leichten Annäherung an internationale Rechnungslegungsstandards geführt. In 
Deutschland vermuteten einzelne Autoren nach Veröffentlichung des Referen-
tenentwurfs zum BilMoG gar einen Paradigmenwechsel in der deutschen Rech-

                                                 

2 Zu einer umfassenden Übersetzung kam es jedoch nicht, so dass französische Unter-
nehmen bis 2005 keine befreienden Konzernabschlüsse auf Basis internationaler Stan-
dards erstellen konnten.  

3 Vgl. Website IAS-Plus der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte & Touche: http:// 
www.iasplus.de/country/useias.php (Stand: 05.01.2012). 

4 In dieser Arbeit wird private Unternehmen synonym zu nicht kapitalmarktorientierte 
Unternehmen verwendet und bezieht sich weder auf die Unterscheidung zwischen pri-
vatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Rechtsformen noch auf eine Unterteilung der 
privatrechtlichen Rechtsformen bezüglich ihrer Rechtspersönlichkeit.  
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nungslegung (Petersen und Zwirner, 2009: 1; Herzig und Vossel, 2009: 1174). 
Liesel Knorr, die Präsidentin des Deutschen Standardisierungsrates (DSR), be-
zeichnete den deutschen Einzelabschluss auf HGB-Basis 2008 sogar als Aus-
laufmodell (Hillmer, 2008: 698). Die letztendlich verabschiedete Version des 
BilMoG änderte jedoch wenig an der generell konservativen Ausrichtung des 
HGB-Einzelabschlusses (Zimmermann, 2009: 586). Auch die Rolle des Staates 
als Normengeber hat sich nicht verändert. In den angelsächsischen Ländern ist 
die Harmonisierung auf Ebene der privaten Unternehmen hingegen weiter vo-
rangeschritten. Zum Beispiel erlauben sowohl Großbritannien als auch Kanada, 
Einzelabschlüsse auf Basis der IFRS zu erstellen.  

Anstelle von einer weltweiten Konvergenz der Rechnungslegung haben sich 
in vielen Ländern, voran in Deutschland und Frankreich, duale Rechnungsle-
gungsregime mit zwei Säulen entwickelt: Die IFRS gelten für die Konzernab-
schlüsse kapitalmarktorientierter Unternehmen und die tradierten nationalen 
Vorschriften für Einzelabschlüsse sowie für Konzernabschlüsse privater Unter-
nehmen. Die aktuelle Konfiguration wirkt trotz der Zweigleisigkeit überra-
schend stabil, die nationalen Vorschriften erwecken nicht den Anschein, als sei-
en sie ein Auslaufmodell.  

Bislang konnte die vergleichende Rechnungslegungsforschung nur unzurei-
chend erklären, wieso es auf Ebene der Konzernrechnungslegung und der Ein-
zelabschlüsse in den angelsächsischen Ländern zu einer Harmonisierung der 
Rechnungslegung kam, wohingegen nationale Besonderheiten in den kontinen-
taleuropäischen Ländern bestehen blieben. Zur weltweiten Verbreitung der IFRS 
gibt es eine kaum mehr zu überblickende Anzahl an Untersuchungen der Rech-
nungslegungsvergleichung (stellvertretend: Nöelke, 2005; Barth et al., 2008; 
Daske et al., 2008). Zudem gibt es eine Reihe von Beiträgen, die die histori-
schen Unterschiede in der Rechnungslegung durch das institutionelle Umfeld 
erklärt (Nobes, 1998; Leuz und Wüstemann, 2004; Choi und Meek, 2011). Die 
qualitative und quantitative vergleichende Rechnungslegungsforschung nimmt 
das institutionelle Umfeld der Rechnungslegung jedoch zumeist als statisch ge-
geben an (zum Beispiel: Nobes, 1998, Ali und Hwang, 2000; Leuz et al., 2003; 
Ball et al., 2008). Insgesamt fehlt es an einer dynamischen Betrachtung von 
Veränderungen im institutionellem Umfeld und Entwicklungsprozessen in der 
Rechnungslegung (Werner und Zimmermann, 2009: 104).  

Ebenso bleibt die Frage offen, ob die weltweite Harmonisierung der (Kon-
zern-) Rechnungslegung aus normativer Perspektive eine wünschenswerte Ent-
wicklung ist. Nationalstaaten haben sich zum Teil erheblich aus der Regulierung 
der Rechnungslegung zurückgezogen und Standardsetzungskompetenzen an pri-
vate Akteure übergeben. Gerade in den kontinentaleuropäischen Ländern hat 
sich eine kritische Diskussion zu der veränderten Rolle des Staates und der 


